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A. Problem und Ziel

Basierend auf einem Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom
18. Juni 1997 regelt das Gesetz zur Zahlbarmachung von Renten aus
Beschäftigungen in einem Ghetto (ZRBG) vom 20. Juni 2002 (BGBl. I
S. 2074), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBl. I
S. 952) geändert worden ist, die Anerkennung von Beitragszeiten auf-
grund einer Beschäftigung, die von NS-Verfolgten in einem unter der
NS-Herrschaft eingerichteten Ghetto ausgeübt wurde. Ehemalige
Ghettobeschäftigte, die am Stichtag 31. Dezember 1990 in Polen
 gelebt haben und seitdem ununterbrochen dort wohnen, können
 aufgrund des übergangsweise noch geltenden Abkommens vom
9. Oktober 1975 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Volksrepublik Polen über Renten- und Unfallversicherung (SVA Polen
1975) (BGBl. 1976 II S. 393, 396) keine deutsche Rente unter Berück-
sichtigung von Ghetto-Beitragszeiten nach dem ZRBG erhalten. Denn
Artikel 4 des SVA Polen 1975 regelt, dass der Wohnsitzstaat eine Rente
auch aus den Zeiten zu zahlen hat, die im anderen Staat zurückgelegt
wurden (sogenanntes Eingliederungsprinzip). Zeiten der Beschäftigung
in einem Ghetto im Sinne des ZRBG gelten als in Deutschland zurück-
gelegt. Für in Polen lebende ehemalige Ghettobeschäftigte darf daher
aus Deutschland keine Rente aufgrund solcher Zeiten gezahlt werden.
Die Bundesregierung möchte diesen für die hochbetagten, in Polen
 lebenden ehemaligen Ghettobeschäftigten unbefriedigenden Zustand
verbessern. Am 5. Dezember 2014 wurde zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Polen ein Abkommen geschlossen,
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das die Zahlung von Renten aus Beschäftigungen in einem Ghetto an
Berechtigte in Polen ermöglicht. Den berechtigten Interessen der in
 Polen lebenden ehemaligen Ghettobeschäftigten an einer angemesse-
nen Würdigung ihrer Ghettoarbeit in der gesetzlichen Rente soll damit
Rechnung getragen werden.

B. Lösung

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen die nach
 Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes erforderliche Zustim-
mung der gesetzgebenden Körperschaften erhalten.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine unmittelbaren Kosten. Soweit sich mittelbar Mehrausgaben für
den Bundeshaushalt ergeben, werden diese innerhalb der geltenden
Haushalts- und Finanzplansätze gegenfinanziert. 

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger werden nicht einge-
führt.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Der Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand; insbesondere werden
keine neuen Informationspflichten eingeführt.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Rentenversicherungsträger entsteht ein Erfüllungsaufwand für
die Versendung der Informationsschreiben und Vordrucke sowie die
Feststellung der Renten.

F. Weitere Kosten

Bei der gesetzlichen Rentenversicherung ist unmittelbar mit Nach -
zahlungen im unteren zweistelligen Millionenbereich zu rechnen. Hinzu
kommen Kosten für die laufenden Leistungen, die bis zu gut 1 Million
Euro jährlich betragen können. Auswirkungen auf Einzelpreise und auf
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis niveau, sind
durch das Abkommen nicht zu erwarten.
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
 beschlossen:

Artikel 1 

Dem in Warschau am 5. Dezember 2014 unterzeichneten Abkommen
 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen zum Export
besonderer Leistungen für berechtigte Personen, die im Hoheitsgebiet der
 Republik Polen wohnhaft sind, wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach -
stehend veröffentlicht.

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die zur Durchführung des Abkommens erforderlichen in-
nerstaatlichen Regelungen zu treffen. Dabei können zur Anwendung und Durch-
führung des Abkommens insbesondere Regelungen getroffen werden über

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von
Beweismitteln zwischen den mit der Durchführung des Abkommens befass-
ten Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen,

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie die
Verwendung von Vordrucken,

3. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer im Abkommen ge-
nannter Stellen und Behörden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 9 in Kraft tritt, ist im
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Abkommen vom 5. Dezember 2014
zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Republik Polen
zum Export besonderer Leistungen für berechtigte Personen,

die im Hoheitsgebiet der Republik Polen wohnhaft sind

Vom                           2014



Drucksache 18/3787 – 6 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode
Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf das Abkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwen-
den, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht.

Das Vertragsgesetz bedarf nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 des Grundgesetzes
der Zustimmung des Bundesrates, weil das Abkommen, das innerstaatlich in
Geltung gesetzt wird, Verfahrensregelungen enthält und insoweit für abweichen-
des Landesrecht keinen Raum lässt.

Zu Artikel 2

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem Wege
der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkommens zu
tun.

Zu Artikel 3

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 9
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht
unmittelbar mit Kosten belastet. Soweit sich mittelbar Mehrausgaben für den
Bundeshaushalt ergeben, werden diese innerhalb der geltenden Haushalts- und
Finanzplansätze gegenfinanziert.

Bei der gesetzlichen Rentenversicherung ist unmittelbar mit Nachzahlungen im
unteren zweistelligen Millionenbereich zu rechnen. Hinzu kommen Kosten für die
laufenden Leistungen, die bis zu gut 1 Million Euro jährlich betragen. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu erwarten.
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Die Bundesrepublik Deutschland

und

die Republik Polen,

im Folgenden „Vertragsparteien“ genannt

– in dem Wunsch, die gegenseitigen Beziehungen auf dem
 Gebiet der Sozialen Sicherheit weiter zu vertiefen und die neben
den Verordnungen (EG) Nr.  883/2004 und Nr. 987/2009 des
 Europäischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der
Systeme der sozialen  Sicherheit geltenden Regelungen zu er-
gänzen,

– in dem Bestreben, den berechtigten Personen, die im Hoheits-
gebiet der Republik Polen wohnhaft sind, Leistungen der deut-
schen gesetzlichen Rentenversicherung aus Beschäftigungen in
einem Ghetto zu zahlen,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Auf dieses Abkommen finden die Begriffsbestimmungen in
 Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Koordinierung der Systeme der
sozialen Sicherheit Anwendung.

Artikel 2

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für vom nationalsozialistischen Regime
verfolgte Personen sowie deren Hinterbliebene, die aufgrund
 ihres Wohnortes im Hoheitsgebiet der Republik Polen keine Leis-
tungen aus Zeiten der Beschäftigung in einem Ghetto nach den
deutschen rentenrechtlichen Vorschriften erhalten haben. 

Artikel 3

Sachlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen bezieht sich auf die deutschen Rechtsvor-
schriften über die gesetzliche Rentenversicherung. 

Artikel 4

Export besonderer Leistungen

Unbeschadet des Anhangs II der Verordnung (EG)
Nr.  883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates,
Deutschland-Polen, Buchstabe a), werden Leistungen der deut-
schen gesetzlichen Rentenversicherung an nach Artikel 2 dieses

Republika Federalna Niemiec

i

Rzeczpospolita Polska

zwane dalej „Umawiającymi się Stronami“

– pragnąc dalej pogłębiać wzajemne stosunki w zakresie zabez-
pieczenia społecznego i uzupełnić regulacje obowiązujące obok
Rozporządzeń Parlamentu Europejskiego i Rady (WE) nr
883/2004 i nr 987/2009 dotyczących  koordynacji systemów za-
bezpieczenia społecznego,

– dążąc do wypłaty świadczeń z niemieckiego ustawowego
ubezpieczenia emerytalno-rentowego z tytułu zatrudnienia w get-
cie osobom uprawnionym, które zamieszkują na terytorium Rze-
czypospolitej Polskiej, 

uzgodniły, co następuje: 

Artykuł 1

Definicje

W niniejszej Umowie zastosowanie mają definicje określone w
artykule 1 Rozporządzenia Parlamentu Europejskiego i Rady
(WE) nr 883/2004 w sprawie koordynacji systemów zabezpiecze-
nia społecznego.

Artykuł 2

Zakres podmiotowy

Niniejsza Umowa dotyczy osób prześladowanych przez reżim
narodowosocjalistyczny oraz członków rodzin tych osób, które
ze względu na miejsce zamieszkania na terytorium Rzeczypo-
spolitej Polskiej nie otrzymały świadczeń z tytułu okresów zatrud-
nienia w getcie na podstawie niemieckich przepisów emerytal-
no-rentowych.

Artykuł 3

Zakres przedmiotowy 

Niniejsza Umowa dotyczy niemieckich przepisów prawnych w
sprawie ustawowego ubezpieczenia emerytalno-rentowego. 

Artykuł 4

Eksport szczególnych świadczeń 

Nie naruszając Załącznika II Rozporządzenia Parlamentu
 Europejskiego i Rady (WE) nr 883/2004, Niemcy-Polska, punkt
a), świadczenia z niemieckiego ustawowego ubezpieczenia eme-
rytalno-rentowego są wypłacane osobom uprawnionym, o któ-

Abkommen
zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Republik Polen
zum Export besonderer Leistungen für berechtigte Personen,

die im Hoheitsgebiet der Republik Polen wohnhaft sind

Umowa
między Republiką Federalną Niemiec

a Rzecząpospolitą Polską
o eksporcie szczególnych świadczeń dla osób uprawnionych,

które zamieszkują na terytorium Rzeczypospolitej Polskiej
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Abkommens berechtigte Personen gezahlt, sofern eine Zeit der
Beschäftigung in einem Ghetto nach Maßgabe der deutschen
rentenrechtlichen Vorschriften zurückgelegt worden ist. 

Artikel 5

Zusammentreffen von Leistungen

Die Zahlung von Leistungen nach Artikel 4 dieses Abkommens
hat keinen Einfluss auf den Anspruch oder die Höhe der nach
den polnischen Rechtsvorschriften festgestellten Leistungen.

Artikel 6

Durchführung des Abkommens und Antragstellung

(1) Zur Durchführung dieses Abkommens werden bestimmt:

1) die Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg,
Frankfurt-Oder, 

2) die Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin,

3) die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See,
Bochum.

(2) Anträge auf Leistungen nach Artikel 4 dieses Abkommens
nimmt die Deutsche Rentenversicherung Bund entgegen und
 leitet sie, falls nicht selbst zuständig, an den zuständigen Ren-
tenversicherungsträger weiter. 

(3) Geht ein Antrag auf Zahlung einer Leistung nach diesem
Abkommen bei der Sozialversicherungsanstalt in der Republik
Polen (Zakład Ubezpieczeń Społecznych) ein, wird er unverzüg-
lich an die Deutsche Rentenversicherung Bund weitergeleitet. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Träger stellen den nach Artikel 2
dieses Abkommens berechtigten Personen schriftliche Informa-
tionen in polnischer Sprache über die Voraussetzungen, die zur
Erlangung der Leistungen nach diesem Abkommen erforderlich
sind, zur Verfügung. 

Artikel 7

Leistungsanspruch 

(1) Wird die Mindestversicherungszeit (Wartezeit) für eine
Leistung nach diesem Abkommen nicht allein aus den nach den
deutschen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Zeiten er-
füllt, rechnet der zuständige Rentenversicherungsträger die nach
den polnischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten hinzu.

(2) Für die Zahlung von Leistungen nach diesem Abkommen
werden die nach Artikel 2 dieses Abkommens berechtigten Per-
sonen ab 1. Juli 1997 deutschen Staatsangehörigen, die ihren
Wohnort im Hoheitsgebiet der Republik Polen haben, gleichge-
stellt.

(3) Die Rechtskraft von Entscheidungen, die vor dem Inkraft-
treten dieses Abkommens ergangen sind, steht der Anwendung
der Bestimmungen dieses Abkommens nicht entgegen.

Artikel 8

Geltungsdauer und Kündigung

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. Jede Vertragspartei kann es bis zum 30. September eines
Kalenderjahres auf diplomatischem Wege schriftlich kündigen.
Die Kündigung wird am 1. Januar des auf die Kündigung folgen-
den Kalenderjahres wirksam.

(2) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, gel-
ten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leistungs-
ansprüche weiter. 

rych mowa w artykule 2 niniejszej Umowy, jeżeli przebyty został
okres zatrudnienia w getcie stosownie do niemieckich przepisów
emerytalno-rentowych.

Artykuł 5

Zbieg świadczeń

Wypłata świadczeń, o których mowa w artykule 4 niniejszej
Umowy, nie ma wpływu na prawo lub wysokość świadczeń usta-
lonych na podstawie polskich przepisów prawnych.

Artykuł 6

Realizacja Umowy i składanie wniosków 

(1) Do realizacji niniejszej Umowy wyznacza się:

1) Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg, Frank-
furt-Oder (Niemieckie Ubezpieczenie Emerytalno-Rentowe
dla Berlina-Brandenburgii we Frankfurcie nad Odrą);

2) Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin (Niemieckie
Ubezpieczenie Emerytalno-Rentowe Szczebla Federalnego
w Berlinie);

3) Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, Bo-
chum (Niemieckie Ubezpieczenie Emerytalno-Rentowe Gór-
nictwa, Kolei i Gospodarki Morskiej w Bochum).

(2) Wnioski o świadczenia, o których mowa w artykule 4
 niniejszej Umowy, przyjmuje Deutsche Rentenversicherung
Bund, a w przypadku braku właściwości, kieruje do właściwej in-
stytucji ubezpieczenia emerytalno-rentowego. 

(3) W przypadku, gdy wniosek o wypłatę świadczenia zgodnie
z niniejszą Umową wpłynie do Zakładu Ubezpieczeń Społecz-
nych w Rzeczypospolitej Polskiej, zostanie on niezwłocznie prze-
kazany do Deutsche Rentenversicherung Bund.

(4) Instytucje, wymienione w ustępie 1, udostępniają osobom
uprawnionym, o których mowa w artykule 2 niniejszej Umowy,
pisemne informacje w języku polskim o warunkach niezbędnych
do uzyskania świadczeń, o których mowa w niniejszej Umowie.

Artykuł 7

Prawo do świadczeń 

(1) Jeżeli minimalny okres ubezpieczenia (staż ubezpieczenio-
wy) uprawniający do świadczenia zgodnie z niniejszą Umową nie
powstał na podstawie okresów wymagających uwzględnienia
zgodnie z niemieckimi przepisami prawnymi, właściwa instytucja
ubezpieczenia emerytalno-rentowego doliczy okresy przebyte
zgodnie z polskimi przepisami prawnymi.

(2) Do wypłaty świadczeń zgodnie z niniejszą Umową osoby
uprawnione, o których mowa w artykule 2 niniejszej Umowy, zo-
stają zrównane od dnia 1 lipca 1997 roku z obywatelami niemiec-
kimi, mającymi miejsce zamieszkania na terytorium Rzeczypo-
spolitej Polskiej.

(3) Prawomocność decyzji wydanych przed wejściem w życie
niniejszej Umowy nie stanowi przeszkody w stosowaniu posta-
nowień niniejszej Umowy. 

Artykuł 8

Okres obowiązywania i wypowiedzenie

(1) Niniejsza Umowa jest zawarta na czas nieokreślony. Każda
z Umawiających się Stron może ją pisemnie wypowiedzieć w
drodze dyplomatycznej do dnia 30 września roku kalendarzowe-
go. Wypowiedzenie staje się skuteczne z dniem 1 stycznia roku
kalendarzowego następującego po wypowiedzeniu.

(2) W przypadku wypowiedzenia niniejszej Umowy, wszelkie
prawa nabyte na mocy jej postanowień zostaną utrzymane.
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Artikel 9

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die beiden Vertragspar-
teien einander mitgeteilt haben, dass die innerstaatlichen Voraus-
setzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Maßgebend ist der
Tag des Eingangs der letzten Mitteilung.

Geschehen zu Warschau am 5. Dezember 2014 in zwei
 Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei
 jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Artykuł 9

Wejście w życie

Niniejsza Umowa wejdzie w życie pierwszego dnia drugiego
miesiąca następującego po miesiącu, w którym Umawiające się
Strony powiadomią się o zakończeniu wewnętrznych procedur
umożliwiających wejście w życie niniejszej Umowy. Decyduje
dzień otrzymania ostatniej noty.

Sporządzono w Warszawie dnia 5 grudnia 2014 r. w dwóch
egzemplarzach, każdy w językach niemieckim i polskim, przy
czym każdy z tych tekstów jest na równi autentyczny.

Für die Bundesrepublik Deutschland
W imieniu Republiki Federalnej Niemiec

R o l f  N i k e l
G a b r i e l e  L ö s e k r u g - M ö l l e r

Für die Republik Polen
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej

M a r e k  B u c i o r
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I. Allgemeines

Das A b k o m m e n  regelt ausschließlich die Zahlung von
Renten nach dem Gesetz zur Zahlbarmachung von Ren-
ten aus Beschäftigungen in einem Ghetto (ZRBG) vom
20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2074), das durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 15. Juli 2014 (BGBl. I S. 952) geändert
worden ist, an berechtigte Personen, die im Hoheits -
gebiet der Republik Polen wohnhaft sind und unter das
Abkommen vom 9. Oktober 1975 zwischen der Bun -
desrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen
über Renten- und Unfall versicherung (SVA Polen 1975)
(BGBl. 1976 II S. 393, 396) fallen. Ziel des neuen Abkom-
mens mit Polen ist es, nach dem ZRBG grundsätzlich be-
stehende Rentenansprüche für Berechtigte mit Wohnsitz
in Polen zahlbar zu machen. Bislang verhinderte die in
 Artikel 4 des SVA Polen 1975 geregelte Lastenverteilung,
 wonach der Wohnsitzstaat eine Rente auch aus den
 Zeiten zu leisten hat, die im anderen Staat zurückgelegt
wurden, die Zahlung von Renten nach dem ZRBG (soge-
nannte Ghettorenten) nach Polen. Das neue Abkommen
mit Polen durchbricht nur für die Zahlung von deutschen
Ghettorenten nach Polen das eindeutige Prinzip der im
SVA Polen 1975 geregelten Lastenverteilung zwischen
beiden Ländern, das im Übrigen unangetastet bleibt. 

I I .  B e s o n d e r e r  T e i l

Die A r t i k e l   1  b i s  3  beinhalten allgemeine Bestim-
mungen, die den Geltungsbereich des Abkommens und
die Grundsätze für dessen Anwendung definieren.

Nach A r t i k e l   1  sind die Begriffsbestimmungen in Arti-
kel 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europä -
ischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit anzuwenden.

A r t i k e l   2  nennt die Personen, für die das Abkommen
gilt. Erfasst werden ehemalige Ghettobeschäftigte mit

Wohnsitz in Polen, die Zeiten der Beschäftigung in einem
Ghetto im Sinne des ZRBG zurückgelegt haben. 

A r t i k e l   3  nennt den Bereich, für den das Abkommen
gilt. Erfasst werden die deutschen Vorschriften über die
gesetzliche Rentenversicherung. 

A r t i k e l   4  bestimmt, dass Leistungen der deutschen
gesetzlichen Rentenversicherung nunmehr auch an be-
rechtigte Personen in Polen gezahlt werden, sofern eine
Beschäftigungszeit in einem Ghetto im Sinne des ZRBG
vorliegt. 

A r t i k e l   5  enthält die Regelung, dass Leistungen nach
dem ZRBG nicht zu einer Kürzung der nach den polni-
schen Rechtsvorschriften festgestellten Leistungen füh-
ren. 

A r t i k e l   6  benennt die Verbindungsstellen, die zur
Durchführung des Abkommens und zur Entgegennahme
der Anträge bestimmt sind, und regelt die Weiterleitung
von Anträgen sowie die Information der Berechtigten in
polnischer Sprache. 

A r t i k e l   7  bestimmt, dass bei Bedarf die in der deut-
schen und polnischen Rentenversicherung zurückgeleg-
ten Versicherungszeiten für die Erfüllung der Wartezeit
zusammengerechnet werden. Die in Polen lebenden Be-
rechtigten werden für die Zahlung von Leistungen nach
diesem Abkommen rückwirkend zum 1. Juli 1997 deut-
schen Staatsangehörigen mit Wohnort in Polen gleich -
gestellt. Hierdurch wird sichergestellt, dass die ZRBG-
Renten den Berechtigten in Polen von Anfang an in voller
Höhe gezahlt werden können. Sofern Entscheidungen vor
dem Inkrafttreten dieses Abkommens bereits rechtskräf-
tig geworden sind, steht dies der Anwendung dieses Ab-
kommens nicht entgegen. 

A r t i k e l   8  enthält Regelungen zur Geltungsdauer und
zur Kündigung des Abkommens. 

A r t i k e l   9  regelt das Inkrafttreten des Abkommens.

Denkschrift
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